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Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Omid Nouripour, Margarete Bause, Dr. Franziska Brantner, 
Agnieszka Brugger, Uwe Kekeritz, Dr. Tobias Lindner, Cem Özdemir,  
Claudia Roth (Augsburg), Manuel Sarrazin, Dr. Frithjof Schmidt, Jürgen Trittin, 
Ottmar von Holtz und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Politische und menschenrechtliche Lage der Palästinenserinnen und 
Palästinenser in der Westbank 

Durch die israelische Besatzung und den Siedlungsbau sowie die politische Krise 
und den steigenden Autoritarismus der Palästinensischen Autonomiebehörde 
(PA) wird nach Ansicht der Fragesteller das Leben der Menschen in der West-
bank in vielerlei Weise beeinflusst. Zudem ist eine friedliche Lösung des israe-
lisch-palästinensischen Konflikts durch eine Zweistaatenregelung, die einer 
Mehrheit des israelischen Sicherheitsapparats zufolge die beste Garantie für die 
Sicherheit und den Fortbestand Israels darstellt (www.tandfonline.com/doi/full/ 
10.1080/00396338.2019.1614790), immer weiter in die Ferne gerückt. Der israe-
lische Ministerpräsident Netanjahu kündigte vor seiner Wahl an, Teile des West-
jordanlands annektieren zu wollen, was einen Bruch mit internationalem Recht 
darstellen würde und der Perspektive einer Zweistaatenregelung nach Ansicht 
vieler Beobachter, nicht zuletzt ebenfalls vieler Personen mit einer Karriere in 
israelischen Sicherheitsorganen (http://en.cis.org.il/wp-content/uploads/2018/ 
12/RAMIFICATIONS-OF-WEST-BANK-ANNEXATION.pdf), schweren Scha-
den zufügen würde (www.nytimes.com/2019/04/08/world/middleeast/netanyahu- 
west-bank-annexation-palestinians.html). 
Tatsächlich entsteht vor Ort durch die Dauerhaftigkeit und Vertiefung der israe-
lischen Besatzung seit 1967 und den schleichenden Zerfall der einst als Grund-
stein des palästinensischen Staates vorgesehenen PA nach Ansicht der fragestel-
lenden Fraktion eine Art Einstaatenrealität, in der dauerhaft den unter Besatzung 
und Militärrecht stehenden Palästinenserinnen und Palästinensern viele ihrer 
Rechte verwehrt bleiben (vgl. auch www.sueddeutsche.de/politik/israel-und- 
palaestinenser-die-idee-der-zweistaatenloesung-in-der-einstaatenrealitaet-1.3312359).  
Der Streit zwischen der PA und Israel um die Zahlungen an palästinensische In-
haftierte in israelischen Gefängnissen und die sogenannten Märtyrerrenten, die 
das palästinensische Versprechen unterlaufen, gegen Terror und Gewalt vorzuge-
hen, hat dazu geführt, dass die PA keine israelischen Steuereinnahmen mehr an- 
nimmt (www.middleeastmonitor.com/20190603-pa-continues-to-refuse-reduced- 
tax-revenues-from-israel/). Das Gleiche gilt für Hilfen der US-Administration, 
v. a. für die Sicherheitszusammenarbeit. Wegen der Rechtsunsicherheit durch das 
Anti-Terrorism Clarification Act (ATCA) hat die PA diese eingestellt (www. 
cfr.org/report/rethinking-us-policy-toward-palestinians). Daraus resultiert eine 
Schwächung der PA, die Auswirkungen auf das Leben in der Westbank hat, und 
die auch ihre Rolle als Verhandlungspartnerin für Israel schwächt. Nach Angaben 
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aus israelischen Geheimdienstkreisen könnte die Situation innerhalb weniger Mo-
nate zu einer Beeinträchtigung der israelisch-palästinensischen Sicherheitszu-
sammenarbeit führen (www.middleeastmonitor.com/20190514-israel-officials- 
warn-security-cooperation-with-pa-could-decline-within-3-months/). Die ameri-
kanische Regierung präsentierte Ende Juni 2019 einen wirtschaftlichen Plan zur 
Verbesserung der Lage der Palästinenserinnen und Palästinenser und einen dazu-
gehörigen Workshop in Bahrain. Der Plan geht nicht auf die politischen Grund-
lagen für die wirtschaftliche Entwicklung in der Westbank und Gaza ein (vgl. 
„Hochglanzbroschüre statt Politik“, Süddeutsche Zeitung vom 24. Juni 2019). 
Zusätzlich zu der Verweigerung grundlegender Rechte durch die israelische Be-
satzung werden die Rechte der Palästinenserinnen und Palästinenser auch durch 
die PA eingeschränkt. Sowohl die PA im Westjordanland als auch die herr-
schende Hamas im Gaza-Streifen schränken die Rechte auf freie Meinungsäuße-
rung, Pressefreiheit und Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit ein. Palästi-
nensische Sicherheitskräfte nehmen willkürliche Festnahmen und Inhaftierungen 
gegen Kritiker und gegen Anhänger des gegnerischen politischen Lagers vor. Ge-
fangene im Westjordanland und im Gaza-Streifen sind Folter und Misshandlun-
gen ausgesetzt (www.hrw.org/de/news/2018/10/23/palaestina-behoerden-zerschlagen- 
kritik). Diese Umstände sind aus Sicht der Fragesteller zusätzlich besorgniserre-
gend angesichts der Tatsache, dass seit der Auflösung der palästinensischen ge-
setzgebenden Verfassung im Dezember 2018 nicht einmal mehr ein formales 
Kontrollorgan der palästinensischen Autonomieverwaltung besteht (https://eeas. 
europa.eu/delegations/un-geneva/56860/local-eu-statement-dissolution-palestinian- 
legislative-council_en) und die seit über zehn Jahren angestrebten Neuwahlen für 
die PA bislang nicht in Sicht sind. Die Bundesregierung und die Europäische 
Union haben diese gravierenden rechtsstaatlichen Mängel nach Ansicht der fra-
gestellenden Fraktion noch nicht in ausreichendem Maß thematisiert. 

Wir fragen die Bundesregierung: 
1. Welche Position vertritt die Bundesregierung beim Ausbau der Siedlungen 

in der Westbank im Hinblick auf eine mögliche Zweistaatenregelung des 
Konflikts? 
a) Welche Haltung vertritt sie insbesondere mit Blick auf den Ausbau der 

Siedlungen jenseits der bestehenden Siedlungsblöcke nahe der Waffen-
stillstandslinie von 1967 (http://peacenow.org.il/wp-content/uploads/2019/ 
05/Annual-Settlement-Construction-Report_2018-1.pdf)? 

b) Welche Position vertritt die Bundesregierung insbesondere zu den Plänen 
für den sogenannten E1-Korridor (www.economist.com/middle-east-and-
africa/2016/01/14/the-doomsday-settlement)? 

c) Inwiefern werden nach Kenntnis der Bundesregierung vermehrt Siedlun-
gen auf palästinensischem Land in Privatbesitz errichtet? 

d) Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass die Lösung der Siedlungs-
frage mit den Instrumenten Gebietsaustausch, Kompensationen und Eva-
kuierungen im Rahmen einer Friedensregelung für eine Zweistaatenlö-
sung nach wie vor möglich ist? 

2. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die wirtschaftliche Situa-
tion und Chancen israelischer Siedlerinnen und Siedler in der Westbank im 
Vergleich zu den Palästinenserinnen und Palästinensern? 

3. Wie beurteilt die Bundesregierung die israelische Siedlungspolitik im Jor-
dantal (www.alhaq.org/publications/publications-index/item/settling-area-c- 
the-jordan-valley-exposedcategoryid10)? 
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a) Welche Auswirkungen haben nach ihren Kenntnissen der Bau von Sied-
lungen sowie die Ausweisung von Naturschutzgebieten und militärischen 
Sperrgebieten auf die wirtschaftliche Situation der Palästinenserinnen und 
Palästinenser in dem Gebiet? 

b) Inwiefern ist der Zugang der palästinensischen Bevölkerung in dem Ge-
biet zu natürlichen Ressourcen nach Einschätzung der Bundesregierung 
durch diese Aktivitäten eingeschränkt (https://www.middleeastmonitor. 
com/20190307-israel-cuts-water-supply-to-2600-palestinians-in-jordan- 
valley/)? 

c) Wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen, dass Israel die Palästinen-
serinnen und Palästinenser ggf. für entstandene wirtschaftliche Nachteile 
entschädigt, und inwiefern würde dies geschehen? 

d) Inwiefern setzt sich die Bundesregierung für die wirtschaftlichen Belange 
der Palästinenserinnen und Palästinenser im Jordantal ein? 

4. Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, dass in vielen Bereichen der  
C-Gebiete den palästinensischen Gemeinden Baugenehmigungen verwei-
gert, der Aus- oder Aufbau von Siedlungen hingegen genehmigt wird, und 
wenn ja, welche Konsequenzen zieht sie daraus für ihr eigenes Handeln (vgl. 
www.saintyves.org/news/area-c-between-home-demolitions-and-settlements- 
and-injustice-case-study.html)? 

5. Beabsichtigt die Bundesregierung, auf die geplante Versteigerung von be-
schlagnahmten EU-finanzierten Gebäuden in der Westbank durch die israe-
lische Regierung zu reagieren, und wenn ja, auf welche Weise (www.the 
guardian.com/world/2019/may/31/israel-to-auction-prefab-classrooms-donated- 
by-eu-to-palestinians)? 
a) Inwiefern sind ihr neben dem genannten Fall weitere derartige Vorkomm-

nisse bekannt? 
6. Wie hat sich seit 2016 die Zerstörung von durch die Bundesregierung oder 

die EU finanzierter Infrastruktur in der Westbank nach Kenntnis der Bundes-
regierung entwickelt (bitte nach Art der Strukturen darstellen: z. B. Schulen, 
Infrastruktur)? 

7. Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung aus den Äußerungen des  
US-amerikanischen Botschafters David Friedman (www.tagesspiegel.de/ 
politik/recht-auf-westjordanland-us-botschafter-haelt-israelische-annexion- 
fuer-moeglich/24439954.html) über die mögliche Annexion von Teilen der 
Westbank durch Israel im Hinblick auf eine verhandelte Zweistaatenrege-
lung, und welche Auswirkungen hat die derzeitige Politik der US-Administ-
ration auf die kompromisswilligen Kräfte auf Seiten der Palästinenser (vgl. 
Muhammad Sheahda, Haaretz, June 4, 2019: Jared Kushner Just Killed the 
Palestinian Peace Camp?)? 

8. Welche Schritte beabsichtigt die Bundesregierung angesichts der vom Son-
dergesandten des VN-Menschenrechtsrats Michael Lynk konstatierten De- 
facto-Annektion von Teilen der Westbank durch Israel zu unternehmen 
(www.ohchr.org/EN/NewsEvents/Pages/DisplayNews.aspx?NewsID=23765& 
LangID=E=)? 

9. Welche Vereinbarungsentwürfe mit welchen Inhalten sind der Bundesregie-
rung aus den vergangenen Friedensverhandlungen bekannt, und welche Vor-
schläge zum Umgang mit Siedlungen wurden von palästinensischer und is-
raelischer Seite bereits in den Verhandlungen akzeptiert? 
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10. Zieht die Bundesregierung mit Blick auf ihre Haltung im Nahostkonflikt 

Konsequenzen aus den Stimmen in der palästinensischen Gesellschaft, die in 
der Zweistaatenregelung keine politische Perspektive mehr sehen und die 
von den Staaten der EU den Einsatz der EU für die international anerkannten 
Rechte der Palästinenser unabhängig von einer Zweistaatenregelung fordern 
(Hugh Lovatt, European Council On Foreign Relations, May 28, 2019: The 
future of Palestine: Youth views on the two-state paradigm www.ecfr.eu/ 
article/commentary_the_future_of_palestine_youth_views_on_the_two_state_ 
paradigm)? 

11. Wie schätzt die Bundesregierung die Auswirkungen von Messerattacken 
(www.spiegel.de/politik/ausland/israel-toedliche-messerattacke-in-jerusalem- 
a-1198716.html) und Raketenbeschüssen (www.deutschlandfunk.de/gaza- 
streifen-hamas-feuert-hunderte-raketen-auf-israel.1766.de.html?dram:article_ 
id=447929) durch Palästinenserinnen und Palästinenser auf israelische Zivi-
listinnen und Zivilisten ein, und welche Auswirkungen hat das auf die Aus-
sichten eines neuerlichen Friedensprozesses auf israelischer Seite? 

12. Wie beurteilt die Bundesregierung den derzeitigen Streit der PA mit Israel 
über die Überweisung der Steuereinnahmen im Hinblick auf das von ihr auf-
gestellte Ziel eines palästinensischen Staatsaufbaus (vgl. Antwort zu den Fra-
gen 24 und 25 auf Bundestagsdrucksache 18/12023), und wie schätzt sie die 
Warnung des palästinensischen Premierministers hinsichtlich eines mögli- 
chen Kollapses der PA ein (vgl. www.nytimes.com/2019/06/05/world/ 
middleeast/palestinian-prime-minister-israel.html)?  

13. a) Wie viele palästinensische Gefangene in israelischen Gefängnissen erhal-
ten nach Kenntnis der Bundesregierung Gefangenenrenten von der PA, 
und um welche jährliche Summe handelt es sich dabei insgesamt? 

b) Wie viele Angehörige von sogenannten Märtyrern erhalten nach Kenntnis 
der Bundesregierung Transferzahlungen von der PA, und um welche jähr-
liche Summe handelt es sich dabei insgesamt? 

c) Welche Mitglieder der Bundesregierung haben seit Januar 2016 mit wel-
chen Initiativen und bei welcher Gelegenheit der PA und den sie tragen-
den politischen Kräften vermittelt, dass Rentenzahlungen wegen Terro-
rismus an Gefangene oder Hinterbliebene von getöteten Terroristen inak-
zeptabel sind? 

14. Inwiefern kann nach Ansicht der Bundesregierung durch internationale Ver-
mittlung eine Lösung dieses Streits herbeigeführt werden, und welche Maß-
nahmen hat sie dazu ergriffen? 

15. Welche Bedeutung misst die Bundesregierung dem Umstand bei, dass die 
PA den mutmaßlichen Architekten des Terrorattentats in München als Na-
mensgebers eines Universitätsgebäudes in Jericho ehrt, und inwiefern sind 
für die Errichtung des Universitätsgebäudes in Jericho öffentliche Gelder aus 
Deutschland oder der EU verwendet worden? 

16. Wie beurteilt die Bundesregierung die Einsätze israelischer Sicherheitskräfte 
in den A-Gebieten unter voller palästinensischer Autonomie (www.al- 
monitor.com/pulse/originals/2018/12/israel-raid-palestine-ramallah-escalation- 
violence.html) und die in jüngster Zeit dabei dokumentierten Zusammen-
stöße mit palästinensischen Sicherheitskräften (www.jpost.com/Breaking- 
News/Fire-exchange-between-IDF-and-Palestinian-forces-in-Nablus- 
Report-592115)?  

17. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung seit 2015 die Zahl der Über-
griffe von Siedlerinnen und Siedlern auf Palästinenserinnen und Palästinen-
sern und umgekehrt entwickelt (vgl. Antwort zu Frage 4 auf Bundestags-
drucksache 18/7980)? 
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a) Welche Gründe sieht die Bundesregierung für die nach Presseberichten 
steigende Gewalt israelischer Siedlerinnen und Siedler gegenüber Paläs-
tinenserinnen und Palästinensern in der Westbank (www.washington 
post.com/world/middle_east/attacks-by-israeli-settlers-surge-as-west-bank- 
tensions-boil/2019/02/17/5c69f176-2a30-11e9-906e-9d55b6451eb4_story. 
html?noredirect=on&utm_term=.43922f5ce947)? 

18. Wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen, dass palästinensische und 
israelische Urheberinnen und Urheber dieser Gewaltakte gleiche Rechte im 
Prozess der Strafverfolgung erhalten? 

19. Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, ob die israelische Regierung in 
ausreichendem Maß ihrer Verpflichtung zum Schutz der Palästinenserinnen 
und Palästinenser in den besetzten Gebieten nach humanitärem Völkerrecht 
nachkommt, und wenn ja, inwiefern? 

20. Wie schätzt die Bundesregierung die Auswirkungen der Einstellung der US-
Entwicklungszusammenarbeit in den palästinensischen Gebieten auf die dor-
tige wirtschaftliche Entwicklung ein, und welche Auswirkungen hat die Po-
litik der US-Administration nach Kenntnis der Bundesregierung auf die deut-
sche und europäische Entwicklungszusammenarbeit in dem Gebiet?  

21. Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen des Stopps der Sicher-
heitszusammenarbeit der PA mit der US-Regierung aufgrund des ATCA-Ge-
setzes für die Sicherheit in den palästinensischen Gebieten und in Israel? 

22. Welche Auswirkungen hat die ATCA-Gesetzgebung nach Kenntnis der Bun-
desregierung auf deutsche Nichtregierungsorganisationen, die politischen 
Stiftungen bzw. staatliche deutsche Entwicklungsagenturen wie die Deut-
sche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) GmbH in den 
palästinensischen Gebieten und weltweit?  

23. Wie schätzt die Bundesregierung die Ergebnisse des Workshops zum paläs-
tinensischen Wirtschaftsprogramm der USA in Bahrain ein? 
a) In welcher Form hat die Bundesregierung an dem Treffen teilgenommen? 
b) Welche politischen Schritte wären nach Ansicht der Bundesregierung nö-

tig, um den Plan umzusetzen? 
c) Inwiefern setzt der Plan bei seinen Hilfs- und Investitionsversprechen 

nach Kenntnis der Bundesregierung auf Zusammenarbeit mit Deutsch-
land oder der EU, und inwiefern war die Bundesregierung in die Erstel-
lung des Dokuments eingebunden? 

24. Sind der Bundesregierung die politischen Positionen der neuen palästinensi-
schen Regierung unter Führung von Ministerpräsident Mohammad Shtayyeh 
bekannt, und wenn ja, wie ordnet sie diese im Kontext des Nahostkonflikts 
ein? 

25. Wie weit ist nach Einschätzung der Bundesregierung in der ungeregelten 
Nachfolgefrage für den palästinensischen Präsidenten Abbas das Potential 
für gewaltsame innerpalästinensische Auseinandersetzungen in der West-
bank angelegt? 
a) Welche Haltung vertritt die Bundesregierung in diesem Kontext zur stei-

genden Bewaffnung der Bevölkerung in der Westbank (www.al-monitor. 
com/pulse/originals/2019/06/west-bank-weapons-proliferation-murder- 
rates-hamas-abbas.html), und inwiefern gehen Israel und die PA ihrer 
Einschätzung nach in ausreichendem Maß dagegen vor? 

26. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung von der Stärke von Hamas und 
Islamic Dschihad hinsichtlich politischer Organisationsstärke, Popularität 
und bewaffneter Strukturen in der Westbank? 
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27. In welchem Maß geht von bewaffneten Gruppen in der Westbank derzeit 

nach Kenntnis der Bundesregierung eine Bedrohung des Staates Israel aus? 
28. Wie beurteilt die Bundesregierung die Freiheit der politischen Betätigung der 

Palästinenserinnen und Palästinenser in der Westbank, im Hinblick sowohl 
auf Einschränkungen durch die israelische Besatzung wie durch die palästi-
nensischen Behörden? 
Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Kontext den Fall des Aktivisten 
Issa Amro, der sowohl durch die palästinensische wie die israelische Seite 
angeklagt wurde (www.amnesty.org/en/get-involved/take-action/w4r-israel- 
occupied-palestinian-territories-issa-and-farid/ und www.amnesty.org/en/ 
latest/news/2019/03/palestine-authorities-must-drop-charges-against-human- 
rights-defender-issa-amro-for-peaceful-criticism/)? 

29. In wie vielen Fällen gab es nach Kenntnis der Bundesregierung in den paläs-
tinensischen Gebieten Übergriffe oder Sanktionen gegen Palästinenser, weil 
diese mit Israelis zusammenarbeiteten, Handel trieben oder anderweitig ko-
operierten? 

30. Wie sieht nach Kenntnis der Bundesregierung die Menschenrechtslage von 
LGBTIQ im Westjordanland hinsichtlich Sicherheit und Freiheit sowie 
Gleichberechtigung im Familienrecht, aber auch hinsichtlich Versamm-
lungs-, Meinungs- und Pressefreiheit aus? 

31. Welche Beobachtungen hat die Bundesregierung hinsichtlich der Entwick-
lung politischer Freiheiten im Verantwortungsbereich der PA seit der Beant-
wortung der Kleinen Anfrage auf Bundestagsdrucksache 18/12904 gemacht? 
Inwiefern hat die Bundesregierung angesichts der Sorge um die Angst der 
Palästinenserinnen und Palästinenser vor der eigenen Regierung (vgl. Ant-
wort zu Frage 19 der Kleinen Anfrage) Konsequenzen in ihrer Zusammenar-
beit mit der PA gezogen? 

32. Wie schätzt die Bundesregierung im Besonderen die Überwachung sozialer 
Medien durch die PA ein, wie sie beispielsweise der Anklage gegen Issa 
Amro zugrunde liegen? 
Inwiefern kann die Bundesregierung ausschließen, dass sie mit den an derar-
tigen Überwachungsaktivitäten beteiligten Behörden zusammenarbeitet oder 
sie finanziell unterstützt? 

33. Welche Schlüsse leitet die Bundesregierung aus dem Bericht der Menschen-
rechtsorganisation Human Rights Watch über systematische Menschen-
rechtsverletzungen der PA ab (www.hrw.org/de/news/2018/10/23/palaestina- 
behoerden-zerschlagen-kritik)?  

34. Inwiefern arbeitet die Bundesregierung bilateral oder im Rahmen der EU mit 
den im genannten Report kritisierten Sicherheitsorganen der PA zusammen, 
und inwiefern hat sie aus den Vorwürfen Konsequenzen für diese Zusam-
menarbeit gezogen? 

35. Inwiefern schließt sich die Bundesregierung der Einschätzung von Human 
Rights Watch an, dass es sich bei dem Verhalten der PA um ein vor dem 
Internationalen Strafgerichtshof justiziables Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit handeln könnte? 

36. Welche Auswirkungen haben die Einschränkungen politischer Rechte durch 
die PA für die Aussicht auf eine demokratische Entwicklung in den palästi-
nensischen Gebieten und eine friedliche Einigung des israelisch-palästinen-
sischen Konflikts durch eine Zweistaatenregelung? 
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37. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung seit der Antwort auf die 

Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache 18/12904 (vgl. insb. Fragen 13 
und 14) die Unabhängigkeit der palästinensischen Justiz und die Praxis der 
Gewaltenteilung entwickelt? 

38. Welche politischen Auswirkungen hat die Auflösung der palästinensischen 
gesetzgebenden Versammlung auf den Nahostkonflikt, und wird sich die 
Bundesregierung für Neuwahlen einsetzen? 

Berlin, den 28. Juni 2019 

Katrin Göring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter und Fraktion
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